Geſetz-Sammlung 
| für Die 


| Königlichen Preußiſchen Staaten. 


ee Ne a 


— —— 


Gr. 7203.) Vertrag zwiſchen Preußen und Schwarzburg⸗Rudolſtadt wegen Uebertragung 
ö der Leitung der Grund und Gebäudeſteuer⸗Veranlagung im Fürſtenthume 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt auf Königlich Preußiſche Behörden und Beamte. 
Vom 14. Juni 1868. 


i Nachdem Seine Majeſtät der König von Preußen dem Wunſche Seiner Durch⸗ 
laucht des Fürſten zu Schwarzburg mit Bereitwilligkeit entgegengekommen find, 
die Ausführung einer neuen Grund⸗ und Gebäudeſteuer⸗Veranlagung im Fürſten⸗ 
Arme Schwarzburg⸗Rudolſtadt durch Königlich Preußiſche Behörden und Beamte 
bewirken zu laſſen, ſind zur Feſtſtellung der dieſerhalb erforderlichen näheren 
Beſtimmungen: 
Königlich Preußiſcher Seits: 
der Miniſterial⸗Direktor Wirkliche Geheime Ober⸗Finanzrath Bitter, 
und 
Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſcher Seits: 

8 der Geheime Finanzrath Schwartz 

zuſammengetreten und haben unter Vorbehalt der Ratifikation folgenden Vertrag 
geſchloſſen. 
5 Artikel 1. 

Die Ausführung der Arbeiten zur Veranlagung 
N a) der Grundſteuer von den Liegenſchaften, 
5 bp) der Gebäudeſteuer 


un Fürſtenthume Schwarzburg⸗Rudolſtadt, mit Einſchluß der Entſcheidung über 
die hierbei vorkommenden Streitigkeiten und Beſchwerden, ſoll unter der Leitung 
des Königlich Preußiſchen Finanzminiſteriums durch die von dieſem hiermit zu 
beauftragenden Königlich Preußiſchen Behörden und Beamten erfolgen. 
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0 Ausgegeben zu Berlin den 8. Oktober 1868. 
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Artikel 2. 


Dem Verfahren hierbei und den Entſcheidungen ſollen die für das Fürſten⸗ 
thum Schwarzburg⸗Rudolſtadt dieſerhalb ergehenden Geſetze und Verordnungen 
zum Grunde gelegt werden. 

Die zur Ausführung dieſer Geſetze und Verordnungen erforderlichen In⸗ 
ſtruktionen und Verfügungen erläßt das Preußiſche Finanzminiſterium. 8 

Den mit der Ausführung zu beauftragenden Königlich Preußiſchen Be⸗ 
hörden und Beamten werden hierbei durch die Fürſtlich Schwarzburgiſcher Seits 
zu erlaſſenden Geſetze dieſelben Befugniſſe beigelegt, welche ihnen bei der in Preußen 
ſtattgefundenen Grund⸗ und Gebäudeſteuer⸗Veranlagung eingeräumt waren. 


Artikel 3. 


Soweit bei dem Verfahren die Mitwirkung Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudol⸗ 
ſtädtiſcher Kreis⸗ und Lokalbehörden oder Beamten erforderlich wird, ſind dieſelben 
den in Bezug hierauf ergehenden Anordnungen des Königlich Preußiſchen Finanz. 
miniſteriums, beziehungsweiſe der von dieſem beauftragten Behörden und Beamten 

Folge zu leiſten verpflichtet. 
Die bei der Ausführung mitwirkenden Königlich Preußiſchen Beamten, Feld. 
meſſer u. ſ. w. unterliegen auch in ihren diesfälligen Geſchäften den Preußiſchen 
Disziplinarvorſchriften und verbleiben unter Preußiſcher Disziplin. : 


Artikel 4. 


Dem Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſchen Minifterium bleibt unbenommen, 
ſich über die jeweilige want der Veranlagungsarbeiten und deren Fortgang dur 
abzuſendende Beamte, welche auch den bezüglichen Operationen im Felde u. |. w. 
beiwohnen können, in fortdauernder Kenntniß zu erhalten. Wenn demſelben 
ſpezielle Auskunft über einzelne Punkte wünſchenswerth erſcheint, und es 
zu beſonderen Anträgen Veranlaſſung finden ſollte, wird es ſich dieſerhalb mit 
dem Königlich Preußiſchen Finanzminiſterium in Verbindung ſetzen und das Letz⸗ 
tere darauf das Erforderliche veranlaſſen. = 


Artikel 5. 


Wegen Remunerirung der Beamten, Kommiſſionsmitglieder, Feldmeſſer, und 
wegen der ſonſtigen Koſten des Verfahrens werden die in Preußen geltenden Vor⸗ 
ſchriften in Anwendung gebracht und darnach die erforderlichen Anweiſungen vom 
Königlich Preußiſchen Finanzminiſterium erlaſſen. 5 i 

Ueber das Verfahren bei Bezahlung oder Erſtattung der entſtehenden Koſten 
erfolgt zwiſchen dem Königlich Preußiſchen Finanzminiſterium und dem Fürſtlich 
Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſchen Miniſterium beſondere Vereinbarung. 1 


Artikel 6. 5 
Die Ausführung des Vertrages beginnt ſogleich nach erfolgter Waun 1 
EJ 


: deſſelben und tritt derſelbe mit dem Abſchluß der Veranlagungsarbeiten durch die 

ach den Reſultaten der letzteren bewirkte Steuervertheilung außer Wirkſamkeit. 
innerhalb der Ausführung ſelbſt kann der Vertrag nur unter Zuſtimmung 

beider Kontrahenten zur Auflöſung gebracht werden. 

Artikel 7. 


Gegenwärtiger Vertrag foll unverzüglich zur landesherrlichen Ratifikation 
vorgelegt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗Arkunden binnen vier Wochen 
in Berlin bewirkt werden. 


Berlin, den 14. Juni 1868. 
(L. S.) Bitter. (L. S.) Schwartz. 
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g Vorſtehender Vertrag tft ratiſizirt worden und es hat die Auswechſelung 
5 der Ratifikations⸗Urkunden ſtattgefunden. f 
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von Gera über Saalfeld nach Eichicht durch die Thüringiſche Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft. Vom 22. September 1868. 


die Expropriationen und über das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder 
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N (Ir. 7204.) Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend die Anlage einer Eiſenbahn 5 


Grundſtücke, auf das vorgedachte Eiſenbahn 05 Anwendung finden IS 
: ie 


e 


n 3 n 8 
RZ; h D 


JJ 
| Die gegenwärtige Urkunde ift nebft dem Statutnachtrage durch die Geſe 

Sammlung zu veröffentlichen. ö 5 . 

f Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruckte 
Königlichen Inſiegel. f 


Gegeben Berlin, den 22. September 1868. 
(I. S.) Wilhelm. 


Für den Juſtizminiſter: 
Gr. v. Itzenplitz. v. Roon. 
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Statuten⸗Nachtrag 


bezüglich = 
der Eiſenbahn von Gera nach Eichicht. 


§. 1. 


Das Unternehmen der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft wird auf den 

Bau und Betrieb einer Eiſenbahn, von der Station Gera ausgehend über Saalfe 
bis zum Fuß des Thüringer Waldes bei Eichicht, nach Maaßgabe des zwiſche 5 
der Königlich Preußiſchen, der Großherzoglich Sächſiſchen, der Herzoglich Sachſen⸗ 
Mieiningenſchen, der Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſchen und Fürſtlich Reußi⸗ 
ſchen Regierung einerſeits, und der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten 
durch ihre Direktion, andererſeits, abgeſchloſſenen Vertrages vom 4. Dezember 
1867. ausgedehnt. 8 5 


§. 2. 


Das zur Ausführung des neuen Unternehmens erforderliche Anlagekapital 
wird auf 6,000, 0000 Thaler, in Worten ſechs Millionen Thaler, angenommen. 


§. 3. 


n Beſchaffung der 6,000,000 Thaler erfolgt durch Ausgabe von 
60,000 Stück mit 43 Prozent verzinslicher Stammaktien Littr. C. der Thürin⸗ 


giſchen Eiſenbahngeſellſchaft in Apoints von 100 Thalern Nominalwerth, unte 
Zinsgarantie Seitens der betheiligten Staaten und der Thüringiſchen Eiſenbahn 
ee 9 


gefihnft mach Maaßgabe der $$. 5. 8. und 11. des Vertrages vom A, De⸗ 
zember ; Be 

Diäer etwaige Mehrbedarf an Anlagekapital wird in Gemäßheit des §. 5. 
des erwähnten Vertrages feſtgeſtellt und iſt für Rechnung des Thüringiſchen 
Stamm⸗Unternehmens aufzubringen. 5 


$. 4. 


0 Für die Ausgabe der Stammaktien Lättr. C. iſt die Beſtimmung im $. 4. 
des Vertrages vom 4. Dezember 1867. maaßgebend. Die desfallſigen Bekannt⸗ 
machungen erläßt die Direktion nach Vorſchrift des $. 11. des Statuts der 
Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft vom 3. und 5. Auguſt 1844. ſowie des $. 4. 
des Statuten⸗Nachtrages vom Jahre 1856. f 


$. 5. 


$. 6. 


Die Beſitzer der Stammaktien Littr. C. nehmen an dem Reinertrage des 
Stamm⸗Unternehmens der Geſellſchaft und deſſen etwaigen künftigen Erweiterungen 
cht Theil, ſind vielmehr lediglich auf den Reinertrag der neuen Zweigbahn, 
beziehungsweiſe auf die von den betheiligten Staaten und der Thüringiſchen 
Eſenbahngeſellſchaft garantirten Zinſen nach den Beſtimmungen des Vertrages 
vom 4. Dezember 1867. angewieſen. ö 
Hi.iernach wird der Reinertrag bis zu 5 Prozent ausſchließlich an die In⸗ 
haber der Stammaktien Littr. C. vertheilt. Ueberſteigt der Reinertrag 5 Prozent, 
fo. fließt von dieſem Ueberſchuß die Hälfte den betheiligten Staatsregierungen 
Behufs Abtragung der in den Vorjahren in Folge der übernommenen Garantie 
geleiſteten Zuſchüſſe nach Maaßgabe ihrer Betheiligung, ein Viertel den Stamm⸗ 
aktien Littr. K., einſchließlich der drei Staatsaktien, und ein Viertel den Stamm⸗ 

aktien Littr. C. zu. 
5 Sind die Zuſchüſſe der Staatsregierungen vollſtändig zurückerſtattet , ſo 
wird der 5 Prozent überſteigende Ueberſchuß des Reinertrages zwiſchen den 
Stammaktien Littr. A., einſchließlich der drei Staatsaktien, und den Stamm⸗ 
aktien Littr. C. je zur Hälfte vertheilt. 

5 Den Inhabern der Prioritäts⸗Obligationen der Thüringiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft iſt die neue Zweigbahn nicht verhaftet. . 

(Nr. 7204.) a . 
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9. 8. 

Jedem Beſitzer von Stammaktien Littr. C. zum Geſammt⸗Nominalwerth 
von mindeſtens Eintauſend Thalern ſteht die Befugniß zu, an den General 
verſammlungen der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft Theil zu nehmen und ein 
Stimmrecht darin auszuüben: 5 


1) in ſolchen Angelegenheiten, welche ausſchließlich die Gera⸗Saalfeld⸗ g 
Eichichter Eiſenbahn betreffen; b 


2) bei den Beſchlüſſen über die Aufnahme von Anleihen zu Laſten der eben 
genannten Bahn; 


3) bei den Beſchlüſſen über die Ergänzung oder Abänderung dieſes Statuten. a 
Nachtrags. 


Bezüglich der Legitimation der Beſitzer der Aktien Littr. C. zur Theil⸗ 
nahme an den Generalverſammlungen, der Zählung und Feſtſtellung ihrer Stin⸗ 
men, und der höchſten zuläſſigen Anzahl derſelben finden die Vorſchriften der 
$$. 26. bis 28. des Statuts Anwendung. 

Zur Feſtſtellung der Stimmberechtigung eines Aktionairs findet eine Zu⸗ 
ſammenzählung der von ihm beſeſſenen Stammaktien Littr. A. und Liter 085 
niemals ſtatt. Dagegen werden in den Fällen, in welchen die Befiker der 
Stammaktien Littr. C. überhaupt ſtimmberechtigt find, die Stimmen derſelhen 
denen der Beſitzer der Stammaktien Littr. A. zugezählt, um nach der Geſammt⸗ 
ſumme gemäß F. 25. des Statuts, und gemäß dem Statuten⸗Nachtrage vom 
Jahre 1862., für jede einzelne Abſtimmung die Anzahl der Stimmen der drei 
Staatsregierungen von Preußen, Sachſen⸗Weimar und Sachſen⸗Koburg⸗Gotha 
feſtzuſtellen. 8 


5. 8. 


Im Uebrigen finden die Beſtimmungen des Statuts der Thüringiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft und der landesherrlich genehmigten Nachträge deſſelben auf 
das neue Unternehmen und deſſen Verwaltung gleichfalls Anwendung. Ins 
beſondere werden auch die in Gemäßheit des g. 12. des Vertrages vom 4. De 
zember 1867. aufzuſtellenden Bau- und Betriebsrechnungen von dem Verwal- 
tungsrathe der Thüringiſchen Ae e geprüft und dechargirt, mit der 
Maaßgabe jedoch, daß dieſelben der Reviſion durch einen von der Königlich 
Preußiſchen Staatsregierung ſpeziell zu dieſem Geſchäft zu ernennenden, ur 
Wahrnehmung der Intereſſen ſämmtlicher betheiligter Regierungen verpflichteten 
Kommiſſar unterliegen. . 


zum 


statuten-Nachtrage bezuͤglich der Eiſenbahn von Gera nach Eichicht. 0 


A. 
Stamm ⸗Aktie 
5 der 
Thür ingiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
. Littr. ©. Me... 
über 


Er furt, den n 
„Die Direktion der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
G akſt milirte Unterſchrift dreier Mitglieder, darunter die des Vorſitzenden.) 
0 89 
ontraſignirt: f 8 
5 u Eingetragen im Regiſter Fol.. 
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Stamm-Aktie Littr. ©. AM... 


Dividendenſchein 
ein? Je es 


Inhaber dieſes Scheines erhält gegen deſſen Rückgabe aus den 
Kaſſe der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft denjenigen Betrag aus⸗ 
gef hi welcher nach Maaßgabe des betreffenden Statuten⸗Nachtrages 
el die Aktie Littr. C. e für das Verwaltungsjahr 18. ent» 
t, und der nebſt dem Biiligfitstermin von der Direktion fate 
maße bekannt gemacht wird. 


Erfurt, den . ten 


Die Direktion der Thikeingiſchen eſanahrsgkuſcof 
(. 8) (wie Anlage A.) 
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Erfurt n 75 ; 


Die Direktion der ist Eiſenbahngeſellſchaft. 
(wie u A.) 


’ 


(. 80 


3 Rehlgirt im Bureau des Staats» . 


Berlin, 8 in der de Geheimen Ober» Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 2 


